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LVR-Landesjugendamt Rheinland





31.1.2011

Stellungnahme des LVR-Landesjugendamtes Rheinland 
zum Referentenentwurf des Gesetzes zur Stärkung eines aktiven Schutzes von Kindern und Jugendlichen 
(Bundeskinderschutzgesetz BKiSchG)

Grundsätzlich wird ein Gesetz zur Stärkung zum Schutz von Kindern und Jugendlichen auf Bundesebene begrüßt.
Artikel 1 
Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz

§ 2  Information und Beratung der Eltern in Fragen der Kindesentwicklung

Abs. 2: 
Die in § 2 Absatz 2 BKiSchG vorgesehene schriftliche Informationen nach der Geburt und das Angebot eines persönliches Gesprächs, auf Wunsch in der Wohnung der Eltern (die Begründung verweist auf Dormagener Modell) gibt es in vielen Jugendämtern bereits,  allerdings in den unterschiedlichsten Organisationsformen. 

Die vorgesehene Formulierung des Abs. 2 lässt nicht eindeutig erkennen, dass auch getrennt lebende Väter einbezogen werden sollten. Es sollte anstelle der Formulierung „Eltern“ die Begrifflichkeit  „Väter und Mütter“ gewählt werden, um allen Lebensformen gleiche Beratung zukommen zu lassen.

§ 3 Rahmenbedingungen für die strukturelle Zusammenarbeit im Kinderschutz

Die in § 3 Absatz 1 bis 3 vorgesehenen Netzwerke Frühe Hilfen auf kommunaler Ebene sind sicherlich fachlich sinnvoll. Allerdings bestehen Fragen zur Umsetzbarkeit, da insbesondere Personen, die diese Zeiten nicht vergütet bekommen, häufig in solchen Gremien nicht vertreten sind. Die in der Vorschrift vorgenommene Gleichstellung von Kinderschutz und Frühen Hilfen erscheint angesichts der unterschiedlichen gesetzlichen Grundlagen (§§ 8a, 8b und 16) wenig sinnvoll.
Abs. 4:
Der in § 3 Absatz 4 vorgesehene Einsatz von Familienhebammen ist fachlich sinnvoll. Allerdings fehlen Regelungen zur Qualifikation und zum vorgesehenen Anstellungsträger. Dies dürfte in der praktischen Umsetzung zu Komplikationen führen. Auch stellt sich die Frage, ob diese durch den ASD und/oder andere Institutionen eingesetzt werden. 

§ 4 Beratung von Eltern, Kindern, Jugendlichen bei Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefährdung

Abs. 1:

Die Aufzählung erstreckt sich nur auf „amtliche“ Stellen und beispielsweise nicht auf Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der freien Jugendhilfe bzw. Vereinstrainer. Gerade dieser Personenkreis hat sehr regelmäßig Kontakt zu Kindern und Jugendlichen und kann Auffälligkeiten erkennen. 
Abs. 2:

Es wird ein Anspruch gegenüber dem kommunalen Träger auf Beratung durch eine Kinderschutzfachkraft festgeschrieben. Laut Begründung soll „in der jeweiligen Region ein Pool kompetenter Personen“ zur Verfügung stehen, beispielhaft werden Beratungsstellen oder Kinderschutzzentren benannt. Eine Anstellung außerhalb des Jugendamtes ist vorgesehen. Gerade in kleineren Jugendämtern übernimmt jedoch zum Teil der ASD die Beratung als Kinderschutzfachkraft, was nach der neuen Regelung ausgeschlossen wäre und Änderungen in der kommunalen Praxis erfordern würden.
§ 5  Weitergabe von Informationen an das Jugendamt

Die Befugnis zur Weitergabe von Daten für Berufsgeheimnisträger ist zu begrüßen, da bislang bestehende Unsicherheiten dadurch minimiert werden dürften. Ärztinnen und Ärzte haben sich zum Teil mit einer Durchbrechung der Schweigeplicht unter Berufung auf den rechtfertigenden Notstand nach dem Strafgesetzbuch oft schwer getan. Die nun vorgesehene Regelung erleichtert die Datenübermittlung an den ASD. 

Artikel 2 
Änderung des Achten Sozialgesetzbuch

§ 8 Beteiligung von Kindern und Jugendlichen

Abs. 3:
Eine Stärkung des Anspruches von Minderjährigen auf Beratung ohne Kenntnis der Personensorgeberechtigten von „können“ zu „haben“ ist zu begrüßen. 
§ 8a SGB VIII Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung

Abs. 1:

Gemäß Absatz 1 hat ein Hausbesuch zu erfolgen,  „sofern dies nach fachlicher Einschätzung erforderlich ist“. Diese Einschränkung ist der Kritik zahlreicher Fachorganisationen geschuldet, die den verbindlichen Hausbesuch ablehnen. 

Die vorgesehene Fassung ist indes nicht geeignet, die Wahrnehmung des Schutzauftrages zu qualifizieren.  Der Hausbesuch ist eine von mehreren möglichen Vorgehensweisen im ASD, wenn eine Gefährdungsmeldung eingeht. Es kann aber bspw. auch ein Gespräch im ASD oder eine Kontaktaufnahme an einem anderen Ort (z.B. Kita, Schule) sinnvoll sein. Ein Hausbesuch ist notwendig und wird erfolgen, wenn es bspw. um ein Kleinkind in einer verwahrlosten Wohnung geht. Er birgt aber in anderen Konstellationen die Gefahr, die notwendige Vertrauensbildung verhindern und Abwehr zu erzeugen. Zudem hat ein Hausbesuch oft nur begrenzte Aussagekraft, bspw. beim Verdacht auf seelische Misshandlung oder sexuellen Missbrauch. 
Daher sollten entweder alle Kontaktalternativen gleichwertig aufgeführt werden oder - besser, da solche konkreten Handlungsvorgaben im SGB VIII ansonsten nicht zu finden sind - keine. 

Abs. 2:

In dem neuen Absatz 2 werden die unterschiedlichen Handlungsoptionen des ASD in einem Absatz zusammengefasst. Gestrichen wurde allerdings die Anrufung des Familiengerichtes, wenn die Personensorge- oder Erziehungsberechtigten nicht bereit oder in der Lage sind, an der Risikoabschätzung mitzuwirken. Diese wurde 2005 eingeführt, weil eine solche Regelung zuvor fehlte. Sie hat sich in der Praxis als sehr sinnvoll erwiesen, da es immer wieder Eltern gibt, die bei der Risikoabschätzung nicht mitwirken und die Notwendigkeit von familiengerichtlichen Maßnahmen jedoch nicht festgestellt werden kann. Ob die Streichung absichtlich oder irrtümlich erfolgt ist, ist der Begründung nicht zu entnehmen. Diese Möglichkeit sollte jedoch unbedingt erhalten bleiben. 

Abs. 4:

Absatz 4 konkretisiert die Vorgehensweise des Trägers, die eigentlich in den zu treffenden Vereinbarungen beinhaltet ist. Da die Voraussetzungen für die Information des Jugendamtes  laut Begründung präzisiert werden sollen, sollte unter 4. b) der Vollständigkeit halber auch die Einschaltung des Jugendamtes bei einer akuten Gefährdung und im Falle eines Nichtausreichens angenommener Hilfen aufgenommen werden.

Abs. 5:

Nach dieser Informationsverpflichtung und dem Inhalt der Begründung ist davon auszugehen, dass das für die Leistung zuständige Jugendamt für die Überprüfung und Risikoabschätzung zuständig ist. Dies steht jedoch ggf. in Widerspruch zu § 87 SGB VIII, nach dem der Träger für eine Inobhutnahme (und auch für die Prüfung der Notwendigkeit) zuständig ist, in dem sich das Kind oder der Jugendliche tatsächlich aufhält. Eine klare Regelung zur Zuständigkeit für die Risikoabschätzung nach § 8a (analog § 87 SGB VIII) wäre sinnvoller.
§ 8b Fachliche Beratung und Begleitung zum Schutz von Kindern und Jugendlichen

Der Referentenentwurf dehnt den Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung durch § 8b auf die öffentlichen Träger dergestalt aus, dass daraus neue Pflichtaufgaben für die öffentlichen Träger erwachsen und festgeschrieben werden. Diese Aufgaben sind vom Ministerium in das erste Kapitel des SGB VIII – Allgemeine Vorschriften  - aufgenommen. Der Anspruch auf Beratung durch die sog. Kinderschutzfachkraft besteht nicht nur für Einzelpersonen, sondern über § 8a Abs. 4 (neu) auch und gerade für die Einrichtungen und Dienste, also auch derjenigen der freien Träger der Jugendhilfe, die Leistungen nach dem SGB VIII erbringen.  Durch die Formulierung in dieser Vorschrift, dass mit diesen Trägern Vereinbarungen zum Kinderschutz getroffen werden sollen, soll die Realisierung des Kinderschutzes auch in den Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe vorangebracht werden.
Das wiederum könnte auch für den überörtlichen Träger Bedeutung erlangen, in dem er  Anregungen zur Entwicklung und die Fortschreibung von Standards formulieren kann. 

Abs. 1: 

Nach Abs. 1 des neuen § 8b erhält der örtliche öffentliche Träger der Jugendhilfe die Verpflichtung, eine  Kinderschutzfachkraft, die gem. dem neu eingeführten § 8 a Abs. 4 Nr. 3  über eine näher zu bestimmende Qualifikation im Bereich des Kinderschutzes verfügt, im Rahmen seiner Gesamtverantwortung vorzuhalten, so die Begründung zum Gesetzentwurf (S. 14). Diese Pflicht kann nur den örtlichen Träger der Jugendhilfe betreffen, da die Kinderschutzfachkraft in konkreten Einzelfällen zu Rate gezogen wird.

Abs. 2:
Im neuen § 8b Abs. 2 wird den Trägern betriebserlaubnispflichtiger Einrichtungen ein Anspruch auf Beratung bei der Entwicklung und Anwendung von Leitlinien zur Sicherung des Kindeswohls und zum Schutz vor Gewalt eingeräumt.

Nach der Begründung zu Abs. 2 des neuen § 8b wird den Trägern von Einrichtungen, in denen sich Kinder regelmäßig für einen Teil des Tages oder über Tag und Nacht aufhalten (Anwendungsbereich des Erlaubnisvorbehalts nach § 45) ein Anspruch auf Beratung bei der Entwicklung und Anwendung von Leitlinien zur Sicherung des Kindeswohls und zum Schutz vor Gewalt eingeräumt. Mit der Vorschrift wird die Verpflichtung des überörtlichen Trägers zur Beratung der Träger von Einrichtungen während der Planung und Betriebsführung nach § 85 Abs. 1 Nr. 7 SGB VIII konkretisiert. Damit trifft den überörtlichen Träger der Jugendhilfe eine Verpflichtung zur Entwicklung von Leitlinien zur Sicherung des Kindeswohls und zum Schutz vor Gewalt und deren Anwendung.
Eine mögliche Form zur Sicherung des Kindeswohls ist die Einrichtung einer Ombudsstelle, die Kinder und Jugendliche innerhalb der Einrichtung unterstützt oder auch das vorhandene Beschwerdesystem ergänzt und erweitert.

Es wird empfohlen, die Zuständigkeit des überörtlichen Trägers deutlich zu benennen, um Irritationen zu vermeiden.

Die herausgehobene Beratungstätigkeit im § 8b Abs. 2 neu wirft Fragen bzgl. der Intensität und Qualität der Beratung auf und damit verbunden auch der Einsatz von personellen Ressourcen.

§ 37 SGB VIII Zusammenarbeit bei Hilfen außerhalb der eigenen Familie
Abs. 2:

Die Neufassung soll ortsnahe Beratung und Unterstützung gewährleisten.
Bei Unterbringungen außerhalb des zuständigen Jugendamtes sollte von Beginn darauf geachtet werden, dass diese Beratung auch von Anfang an und dauerhaft, d.h. kontinuierlich sichergestellt wird. Jeder Wechsel der Beratung  (bekannte, vertraute Person)ist für alle Beteiligten nach Möglichkeit zu vermeiden. Eine Perspektivklärung kann jetzt unabhängig von einem evtl. Zuständigkeitswechsel in einem für das Kind vertretbaren Zeitraum  fachlich sauber stattfinden.
Wenn die Pflegeperson nicht im Bereich des zuständigen Jugendamtes wohnt, so sind Beratung und Unterstützung ortsnah sicher zu stellen. 

Dies kann bedeuten: 

1. Beauftragung eines freien Trägers 

oder

2. Amtshilfeersuchen an das Jugendamt des Wohnortes der Pflegeeltern 

oder

3. Beratung und Begleitung durch das zuständige Jugendamt in dem dieses die Familie aufsucht.

Bei der Erstattung der aufgewendeten Kosten besteht erstmalig für den nicht örtlich zuständigen Jugendhilfeträger ein vollständiger Refinanzierungsanspruch seiner Arbeit. 

Ungeklärt ist, nach welchen Stundensätzen oder Pauschalen die Refinanzierung erfolgt.  Denkbar wäre, eine Orientierung an Vereinbarungen mit Freien Trägern.

Die Anforderungen des Entwurfs haben direkten Einfluss auf den Stellenschlüssel einer Kommune. Durch die Refinanzierung ist der zusätzliche Personalaufwand des Amtshilfe leistenden Jugendamtes gesichert.

Abs. 2a:
Positiv ist, dass nun gesetzlich festgeschrieben werden soll, dass Art und Weise der Zusammenarbeit der Jugendämter im Hilfeplan zu dokumentieren ist.

In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, ob die Hilfeplanung eine Kooperationsvereinbarung erübrigt.
Aus unserer Sicht nicht, da der Hilfeplan auf den Einzelfall bezogen ist, während eine Kooperationsvereinbarung den generellen Umgang, den Ablaufplan und verbindliche Absprachen zwischen den Jugendämtern regeln sollte.

Die Formulierung „Art und Weise der Zusammenarbeit sowie die im Einzelfall verbundenen Ziele sind im Hilfeplan zu dokumentieren“  sichert den Kindesschutz, den Schutz der Fachkräfte und dient der Sicherstellung und Nachweismöglichkeit der betroffenen Vereinbarung.

Eine qualifizierte und standardisierte Dokumentation unterstützt dabei, dass bei der Änderung einer Zuständigkeit Art und Umfang der Beratung und das Ziel der Hilfemaßnahme nicht gefährdet werden kann. 

Dies gilt auch dann, wenn zwei Jugendämter beteiligt sind. (Zuständigkeit-Amtshilfe)

Eine Abweichung von den dort getroffenen Feststellungen ist nur bei einer Änderung des Hilfeplans zulässig.

Durch diese Regelung werden einseitige und nicht abgestimmte Änderungen im engeren Verlauf des Zuständigkeitswechsels verhindert und der Partizipationsgedanke gefördert. 

Unter dem Aspekt der Kontinuität empfehlen wir folgende Formulierung des § 37 Abs. 2 a SGB VIII.

„Die Art und Weise der Zusammenarbeit sowie die damit im Einzelfall verbundenen Ziele sind im Hilfeplan zu dokumentieren.

Der Kontinuität des Pflegeverhältnisses ist Vorrang zu geben. 

Dazu zählt insbesondere die Kontinuität zum vereinbarten Umfang der Beratung der Pflegepersonen sowie die Höhe der laufenden Leistungen zum Unterhalt des Kindes oder Jugendlichen. Eine Abweichung von den dort getroffenen Feststellungen ist nur bei einer Änderung des Hilfeplans im weiteren Verlauf der Maßnahme zulässig.“

§ 42 SGB VIII Inobhutnahme  von Kindern und Jugendlichen 
Abs. 1:

Die geltende Fassung wurde teilweise dahingehend interpretiert, dass eine Unterbringung im Rahmen der Inobhutnahme nicht erforderlich sei. 
Die Neufassung wird befürwortet, denn sie stellt klar, dass die Inobhutnahme die vorläufige Unterbringung umfasst. Bei Unterbringung von Minderjährigen sollte grundsätzlich eine Betreuung als notwendige Schutzmaßnahme erfolgen. Es wird daher vorgeschlagen, Abs. 1 auf sonstige betreute Wohnformen zu erweitern. 

Abs. 2:

Es ist zu begrüßen, dass die Leistungen des § 39 Abs. 4 nun auch Anwendung auf familiäre Unterbringung im Rahmen von Inobhutnahmen  finden. Damit wird die Rolle von Pflegepersonen im Zuge der Inobhutnahme gestärkt und deren Arbeit hinreichend gewürdigt und abgesichert.

Abs. 4:

Dem Anliegen eine Inobhutnahme auf die notwendige Dauer zu beschränken, wird grundsätzlich zugestimmt. 

Die in Abs. 4 vorgesehene Verfahrensweise ist problematisch. Laut Entwurf endet die Inobhutnahme mit der Übergabe an den Personensorgeberechtigten (Nr. 1) oder mit der Entscheidung des Familiengerichtes (Nr. 2). Um eine Schutzlücke bis zum Bewilligung weiterer Hilfen zu verhindert, hat der in Obhut nehmende Träger vorläufig  Hilfe zur Erziehung zu gewähren, wenn er eine stationäre Hilfe für erforderlich hält.  

In Absatz 4 soll auch eine neue Hilfeform eingeführt werden, die „vorläufige vollstationäre Hilfe zur Erziehung“, ohne diese weiter zu erläutern. Sie soll gewährt werden, wenn das Jugendamt diese für notwendig erachtet. 
Gegen diese Neufassung des Abs. 4 bestehen erhebliche Bedenken. 

· Eine vorläufige Hilfe zur Erziehung ist im Aufgabenspektrum des SGB VIII nicht vorgesehen. Es sind daher die allgemeinen Voraussetzungen zur Gewährung einer Hilfe zur Erziehung zu beachten. Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts ist die Antragstellung durch die Sorgeberechtigten wesentliche Voraussetzung für die Gewährung der Hilfe zur Erziehung. Die Bestellung eines Vormundes genüge diesen Anforderungen nicht.

Die Gewährung einer HzE kann gemäß SGB VIII ausschließlich nur auf Antrag bzw. einer eindeutigen Willensbekundung der Personensorgeberechtigten, Hilfe in Anspruch nehmen zu wollen, gewährt werden, da der PSB Inhaber des Rechtsanspruchs ist. Aus dem Einverständnis der Eltern mit der Inobhutnahme ihres Kindes (Widersprechen die Eltern der Inobhutnahme nicht…) kann nicht geschlossen werden, dass diese mit einer stationären HzE einverstanden sind. Des Weiteren wird durch das Hilfeplanverfahren ein hoher fachlicher Standard (insbesondere Beteiligung) für die Gewährung dieser Hilfe festgelegt, der mit einer vorläufigen Hilfe ad absurdum geführt wurde. Probleme sind vorprogrammiert, wenn das für die Leistungsgewährung zuständige Jugendamt keinen oder einen anderen Hilfebedarf sieht. Die Gewährung einer vorläufigen HzE ohne Antrag bzw. eindeutige Willensbekundung der Personensorgeberechtigten, wie es in § 42 Abs. 4 von dem für die Inobhutnahme zuständigen Träger gefordert wird, ist nicht durch eine zusätzliche neue gesetzliche Regelung abgedeckt.
Zudem schreibt § 36 SGB VIII die Durchführung eines Hilfeplanverfahrens und die Aufstellung eines Hilfeplans für die Hilfen zur Erziehung vor, die für längere Zeit zu leisten sind. Dies ist von dem Jugendamt, welches für die Inobhutnahme zuständig ist, nicht leistbar, da die Personensorgeberechtigten in solchen Fällen nicht im Zuständigkeitsbereich dieses Jugendamtes leben.

Bei der Gewährung von Hilfe zur Erziehung an minderjährige unbegleitet eingereiste Flüchtlinge sind außerdem die Voraussetzungen des § 6 SGB VIII hinsichtlich des gewöhnlichen Aufenthaltes zu beachten. Bei dem vorgenannten Personenkreis wird meist zügig ein Vormund bestellt, teilweise bereits am Tage der Einreise. Zu diesem Zeitpunkt ist das sog. Clearingverfahren noch nicht abgeschlossen und der Aufenthaltsstatus noch nicht abschließend geklärt. Es ist möglich, dass eine Rückkehr in das Heimatland  oder eine Familienzusammenführung in einem Drittland in Betracht kommt. Es ist in diesen Fällen nicht eindeutig ersichtlich, ob der Minderjährige einen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland begründet hat und damit die Voraussetzungen des § 6 SGB VIII für die Gewährung einer Hilfe zu Erziehung (die eine Jugendhilfeleistung ist) vorliegen. Dagegen kommt es bei der Inobhutnahme, als eine andere Aufgabe zu Schutze der Minderjährigen nicht auf den gewöhnlichen Aufenthalt an.

· Es bestehen pädagogische Bedenken, wenn ein Jugendamt, welches die Personensorgeberechtigten und die häuslichen Verhältnisse nicht kennt, eine vorläufige HzE gewähren soll. Es müsste auch geklärt werden, was unter vorläufiger HzE zu verstehen ist. Soll dies lediglich einen anderen rechtlichen Rahmen für den Aufenthalt in der Inob-hutnahmeeinrichtung/FBB darstellen oder ist tatsächlich eine vollstationäre Erziehungsmaßnahme in einer Erziehungseinrichtung und damit nicht der Inobhutnahmeeinrichtung gemeint? 

Die Entscheidung, ob ambulante oder stationäre Hilfen zu gewähren sind, hat insbesondere für minderjährige unbegleitet eingereiste Flüchtlinge weitreichende Folgen. Asylbegehrende und illegal eingereiste Minderjährige über 16 Jahre unterliegen dem Verteilverfahren gemäß Art. 15a Aufenthaltsgesetz und sind verpflichtet, sich in ausländerrechtlichen Erstaufnahmeeinrichtungen aufzuhalten, sofern sie nicht in Jugendhilfeeinrichtungen untergebracht sind. Aus Erwägungen des Minderjährigenschutzes sollte die Entscheidung über ambulante oder stationäre Hilfen erst im Rahmen des Clearingprozesses erfolgen. Solange dieser Prozess noch nicht abgeschlossen ist, ist von einer besonderen Gefahrensituation auszugehen, die die Weiterführung der Inobhutnahme erfordert. 

· Es wurde im Rahmen von § 42 SGB VIII eine Zuständigkeit für eine vorläufige Hilfe begründet. Diese Regelung entspricht nicht der Struktur des SGB VIII. Hiernach sind die örtlichen Zuständigkeiten im 7. Kapitel, §§ 86 ff SGB VIII, geregelt.

· Der Anspruch auf Kostenerstattung gemäß § 89a SGB VIII würde mit der Beendigung der Inobhutnahme enden. Für die vorläufig nach § 42 SGB VIII zu gewährende Hilfe zur Erziehung ist keine Kostenerstattung vorgesehen. Dies ist nicht sachgerecht. 

· Es besteht die Gefahr, dass durch die Gewährung einer „vorläufigen“ HzE,  nicht mehr zeitnah eine originäre HzE durch das Heimatjugendamt gewährt wird, insbesondere dann, wenn keine Kostenerstattung zu leisten ist. Nach welcher Maßgabe erfolgt die Übergabe des vorläufig leistenden Jugendamtes an das originär zuständige Jugendamt. Die Maßgaben des § 86 c SGB VIII sind nicht erfüllbar, da keine Hilfeplanung erfolgt ist.

· Die Dauer der Inobhutnahme ist u.a. davon abhängig, wann das Familiengericht über die weiteren familienrechtlichen Maßnahmen entscheidet, z.B. über den Entzug des Personensorgerechtes. Die Eingriffe in die Elternrechte bedingen teilweise langwierige Verfahren. Durch die Neufassung des § 42 SGB VIII wird diesbezüglich keine Verkürzung der Inobhutnahme erreicht.   

Die vorgenannten Aspekte sprechen dafür, dass die Inobhutnahme nicht grundsätzlich mit der Entscheidung des Familiengerichtes endet. Wesentlich praxisorientierter wäre eine Fortsetzung der bisherigen Inobhutnahme und als dritte Beendigungsoption - neben der Übergabe und der familiengerichtlichen Entscheidung - die Entscheidung über Hilfen beizubehalten. 

Nicht berücksichtigt wurde bisher, dass die Entweichung eines Minderjährigen de facto zur Beendigung der Inobhutnahme führt. Es wird vorgeschlagen, diese Möglichkeit als Punkt 4 zu ergänzen.

§ 43a Betreuung von Kindern und Jugendlichen bei Ferienaufenthalten

Es wird ausdrücklich begrüßt, dass nunmehr die Ferienmaßnahmen vom örtlichen Träger der Jugendhilfe in einem genau vorgeschriebenen Maß überprüft werden können. Denn bislang besteht bzgl. der Betriebserlaubnispflicht für dieses Angebot im Bundesgebiet Unsicherheit. 

Allerdings enthält die neue Vorschrift nur eine Anzeigepflicht hinsichtlich der Durchführung sowie eine Verpflichtung für den Organisator, nur Personen mit einer fachlichen Mindestqualifikation einzusetzen – ohne ersichtliche Konsequenzen, was bei einem Verstoß gegen die Pflichten (Stichwort: Bußgeldbewehrung) zu geschehen hat.

Der neue § 43a begründet für jeden Anbieter von Ferienmaßnahmen neue besondere Pflichten. Zum einen wird dem Träger durch Ziffer 1 eine Anzeigepflicht gegenüber dem JA auferlegt. 
Zuständig für die Entgegennahme der Anzeige ist gem. dem neuen § 87 f Abs. 3 SGB VIII das Jugendamt, in dessen Bereich der Veranstalter seinen Sitz hat. Daran anknüpfend stellt sich jedoch die Frage, ob und welche Konsequenzen aus einer Überprüfung einer Ferienmaßnahme für die Organisation und das Jugendamt zu ziehen sind. Richten sich diese nach den jeweiligen landesgesetzlichen Vorschriften (Hinweis auf § 21 AG KJHG) oder soll es eine bundeseinheitliche Lösung geben?

Da in NRW bestimmte Wochenend-und Ferienmaßnahmen unter Voraussetzungen betriebserlaubnispflichtig sind, die in 2006/2007 mit dem Ministerium als Mindeststandard vereinbart wurden, stellt sich die Frage, ob der Bundesgesetzgeber Wochenendmaßnahmen bewusst von der Regelung im neuen § 43 a ausgenommen hat. 

In diesem Zusammenhang wird vorgeschlagen, grundsätzlich auch die Wochenendbetreuung aller Träger mit einzubeziehen und dies auch durch Veränderung des Titels: „Betreuung von Kindern und Jugendlichen bei Wochenend- und Ferienaufenthalten“ deutlich zu machen, zumal nach bekannt gewordenen Presseberichten des öfteren bei diesen Maßnahmen der Schutz von Kindern und Jugendlichen nicht gewährleistet war.

Im Referentenentwurf  ist  eine neutrale Formulierung der neuen Vorschrift gewählt, so dass die Rechtsform des Trägers einer Ferienmaßnahme bedeutungslos bleibt.
Die Formulierung in § 43a und diejenige in der Zuständigkeitsnorm des § 87f Abs. 3 weisen jedoch Unterschiede auf, die ohne weitere Klärung so nicht hingenommen werden können. Während § 43a vom Organisieren spricht, benutzt § 87f den Terminus Durchführung und Veranstalter. Es ist bedenklich, dass der Organisator einer Ferienmaßnahme sich durch die Vergabe einer Ferienmaßnahme an einen handelnden Dritten als Durchführender und Veranstalter mit der Begründung aus der Verantwortung ziehen könnte, er sei gerade nicht Veranstalter. 
Es stellt sich weiter die Frage, was der Gesetzgeber unter dem Begriff der fachlichen Mindeststandards verstehen will. Dieser unbestimmte Rechtsbegriff sollte konkretisiert werden.
Besonders wird darauf hingewiesen, dass nicht nur die reine Tätigkeit als solche, sondern auch Inhalte (Konzeptionen) der Wochenend- und Ferienmaßnahmen dem örtlichen Träger angezeigt werden sollten, damit sich der örtliche Träger auch von der Konzeption ein Bild über mögliche Schwachstellen für den Schutz von Kindern und Jugendlichen während der Maßnahme machen kann. Es wird daher insofern eine Ergänzung der Regelung empfohlen.
Der letzte Satz des § 43a  sollte gestrichen werden.
§ 45 Erlaubnis für den Betrieb einer Einrichtung
Die Neufassung des § 45 SGB VIII führt zu einer klareren sprachlichen Fassung und zu einer gleichzeitigen inhaltlichen Ausweitung der Schutzvorschriften. Insgesamt erscheint die Neufassung gelungen und sinnvoll. 

Abs.2:

Die Neufassung stellt in Absatz 2 zunächst klarer heraus, dass es sich bei der Vorschrift um ein Verbot mit Erlaubnisvorbehalt handelt und beginnt nicht –wie die derzeitige Fassung- mit einer Eröffnung der Möglichkeiten zum Erlass von Nebenbestimmungen. Die Festlegung der Erlaubnisvoraussetzungen in räumlicher, fachlicher und personeller Hinsicht ist klarer, als die bisherige Fassung, die von „geeigneten Kräften“ und einer Kindswohlgefährdung „in sonstiger Weise“ spricht.

Deutlich wird in Abs. 2, dass die Erlaubniserteilung von der Einhaltung fachlicher Standards abhängig gemacht wird, die für den Aufenthalt und die Betreuung von Kindern und Jugendlichen im jeweiligen Einrichtungstyp entwickelt werden. Die Vorschrift korrespondiert mit dem neuen § 79 a SGB VIII. Dort wird den öffentlichen Trägern der Jugendhilfe im Rahmen der Gesamtverantwortung die Aufgabe auferlegt, fachliche Handlungsleitlinien und Qualitätskriterien für die Gewährung und Erbringung von Leistungen, die Erfüllung anderer Aufgaben und den Prozess der Gefährdungseinschätzung nach § 8 a sowie die Zusammenarbeit mit anderen Institutionen zu entwickeln, anzuwenden und regelmäßig zu überprüfen.

Der überörtliche Träger der Jugendhilfe erhält damit die Handhabe, im Betriebserlaubnisverfahren die Etablierung fachlicher Standards in den vorzulegenden Konzeptionen zu prüfen und entsprechend den Entwicklungen in der Jugendhilfe von den Einrichtungsträgern angepasste Konzeptionen zu verlangen.
Die Vorschrift des § 30a Bundeszentralregistergesetz, die die Erteilung eines erweiterten Führungszeugnisses vorsieht, findet nunmehr eine gesetzliche Komplementärvorschrift, die es den Aufsichtsbehörden gesetzlich ermöglicht, ein erweitertes Führungszeugnis zu fordern. § 30 a BZRG ermöglicht dem Bundeszentralregister lediglich die Ausstelllung eines solchen Zeugnisses, definiert jedoch nicht die Voraussetzungen, unter denen ein solches gefordert werden kann.

„Aufgabenspezifischen Ausbildungsnachweisen“ des Personals wird es künftig deutlich wirksamer ermöglichen, Personal mit ausländischen Ausbildungsabschlüssen, die mit denen deutscher Ausbildungsgänge nicht kompatibel sind, zu kontrollieren und entsprechende Anerkennungen, bzw. Nachqualifikationen zu fordern.
Absatz 2  Nr. 2 sollte insoweit geändert werden, dass Ausbildungsnachweise bzw. Führungszeugnisse vom Träger nachzuweisen und zu dokumentieren (nicht vorzulegen) sind. Denn die  Vorlage dieser Unterlagen hätte einen unnötigen Bürokratieaufwand  zur Folge. Das vorhandene Personalprüfungsverfahren in NRW erscheint in diesem Zusammenhang ausreichend.

Im Abschlussbericht des Runden Tischs Heimerziehung in den 50er und 60er Jahren (siehe Seite 58 + 59 des Abschlussberichts) sind Konsequenzen für den § 45 SGB VIII benannt, die im Referentenentwurf keine Berücksichtigung finden. 

So wäre z.B. eine Definition des unbestimmten Rechtsbegriffs der „Einrichtung“ und eine Verdeutlichung der Notwendigkeit des Fachkräftegebots im § 45 SGB VIII wünschenswert. Auch ist es notwendig, die Beteiligung (Partizipation) von Kindern und Jugendlichen in der Betriebserlaubnis als Mindeststandard zu formulieren.
§ 47 Meldepflichten

Die Formulierung Pkt.2 „Ereignisse oder Entwicklungen, die eine Überprüfung notwendig erscheinen lassen, …“ sollte konkretisiert werden in „Ereignisse und Entwicklungen, die das Kindeswohl gefährden…“.

§ 72a Persönliche Eignung
Die Neufassung enthält eine Anpassung des § 72a SGB VIII an die zwischenzeitliche Änderung des Bundeszentralregisters mit der Einführung des sog. Erweiterten Führungszeugnisses zum 1. Mai 2010 notwendig  sind.  Nach § 30a BZRG wird einer Person auf Antrag ein erweitertes Führungszeugnis erteilt, wenn die Erteilung in gesetzlichen Bestimmungen unter Bezugnahme auf diese Vorschrift vorgesehen ist.  

Unterstützt wird, dass der Anwendungsbereich des§ 72a SGB VIII neben hauptberuflich beschäftigten Personen auch auf ehrenamtlich tätige Personen erstreckt wird. Denn auch in diesem Tätigkeitsfeld stellt sich natürlich die Frage der Eignung. Hierüber ist in den letzten Monaten in der Fachöffentlichkeit  kontrovers diskutiert worden. 

Der  Referentenentwurf sieht von der Einführung einer generellen Regelung zur Führungzeugnispflicht für Ehrenamtler ab. Der öffentliche Träger soll über die Anforderungen an ehrenamtlich tätige Personen entscheiden. 
Das LVR-Landesjugendamt ist der Auffassung, dass eine Selbstverpflichtungserklärung des Trägers eine geeignetere Maßnahme wäre, die Problematik des erweiterten Führungszeugnisses für Ehrenamtler zu klären. 

Abs. 2:

Die Regelung des Satzes 1 ergänzt die im Rahmen der Vorschrift des § 54 Abs. 2 Nr. 1 festgelegten Voraussetzungen für eine Erlaubniserteilung, sofern Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Vereinen Vormundschaften wahr nehmen. Die Erlaubniserteilung des § 54 SGB VIII durch die Landesjugendämter beinhaltet die Prüfung der Voraussetzungen der mit der Wahrnehmung von Vereinsvormundschaften vorgesehenen Personen (Ziff. 3.2.6 der Richtlinien des LVR-Landesjugendamtes) und insoweit die Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses. 

§ 79a Fachliche Standards in der Kinder- und Jugendhilfe 

Durch die Regelungen in Absatz 1 und 2 sollen fachliche Standards festgeschrieben und regelmäßig evaluiert werden; für die Bereiche Leistungsgewährung, andere Aufgaben, Gefährdungseinschätzung und Kooperation. Diese gibt es bereits in vielen Jugendämtern und sie sind fachlich sinnvoll.
Im Referentenentwurf wird diese Verpflichtung als § 79a eingeführt, der den      § 79, der dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe die Gesamtverantwortung für die Erfüllung der Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe zuordnet, inhaltlich ergänzt. 

Rechtssystematisch fällt die Ausgestaltung fachlicher Standards für die Gewährung und Erbringung von Leistungen in das alleinige Recht des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe. Die Forderung unter Mitwirkung der kommunalen Spitzenverbände sowie der zuständigen Behörden nach § 85 Abs. 2, u. a. den Landesjugendämtern, Rahmenverträge über die Gegenstände und Inhalte der Vereinbarungen abzuschließen, tangiert das Recht und die Pflicht der Gesamtverantwortung des öffentlichen Trägers und damit seine unmittelbare Gestaltungsautonomie.

Umfangreiche Änderungen im Kapitel 7: Zuständigkeit, Kostenerstattung 

Nach der Begründung verfolgt der Referentenentwurf das Ziel, die Zuständigkeitsregelungen so zu gestalten, dass die Hilfeziele möglichst optimal erfüllt werden, gleichzeitig der Verwaltungsaufwand bei der Bestimmung der örtlichen Zuständigkeit in Grenzen gehalten wird und die Kostenerstattung möglichst wenig zu Einsatz kommt. 

Diesen Anforderungen wird der vorgeschlagenen Änderungen nur teilweise gerecht. 

Ausdrücklich unterstützt werden folgende Änderungen im siebten Kapitel:
· Wegfall der Sondervorschrift des § 86 Abs. 6 SGB VIII 

Die Abschaffung des § 86 Abs. 6 SGB VIII ist mit den Veränderungen des § 37 SGB VIII als Fortschritt zu bewerten. Damit wird der kindzentrierte Ansatz betont und die Kontinuität der Maßnahmen sichergestellt. Die Formulierung eindeutiger Regelungen und die Fokussierung auf eine angemessene Umsetzung des Hilfeplanverfahrens nach § 36 SGB VIII in der Fortführung der Maßnahme wird begrüßt.

Die im Entwurf dezidiert genannte Rückerstattung von Kosten im Zuge der Amtshilfe wird zwischen den beteiligten Jugendämtern  mehr Sicherheit geben.
Überdies  trägt der Fortfall des § 86(6) SGB VIII zur Verwaltungsvereinfachung bei, da die korrespondierenden Erstattungsvorschrift des § 89a SGB VIII und damit verbundenen Verwaltungsstreitigkeiten zwischen den beteiligten Jugendämtern wegfallen. Die Kontinuität der Hilfe ist auf anderem Wege sicherzustellen. 

· Kein Zuständigkeitswechsel zu einem Einrichtungsort (§ 86a Abs. 4 SGB VIII neu)

In diesen Fällen wird der Einrichtungsschutz über die Zuständigkeit erreicht, so dass keine Kostenerstattungsverfahren notwendig werden.

· Kein Zuständigkeitswechsel, wenn die Eltern oder der maßgebliche Elternteil unbekannten Aufenthaltes ist (§ 86a Abs. 4 SGB VIII neu)

· einheitliche Zuständigkeitsnorm für Leistungen an junge Volljährige und gemeinsame Wohnformen für Mütter/Väter und Kinder  (§ 86b SGB VIII)

· Kostenerstattung für Jugendhilfe nach Einreise durch den jeweiligen zuständigen überörtlichen Träger (§ 89c SGB VIII neu)

Gegen folgende Änderung bestehen Bedenken, da hierdurch weder die Hilfeziele optimal erreicht werden noch deren Verwaltungsaufwand verringert wird:

· Differenzierung der Zuständigkeit nach ambulantem, teilstationärem und stationärem Hilfebedarf bei der erstmaliger Zuständigkeitsbestimmung (§§ 86 und 86a SGB VIII neu)

· Anbindung an den Kindergeldbezug bei Eltern mit unterschiedlichen Aufenthalten (§§ 86 und 86a SGB VIII neu)

· der Zeitpunkt des Bekanntwerdens des Hilfebedarfs als Kriterium zur Feststellung der örtlichen Zuständigkeit

Zweiter Abschnitt: Örtliche Zuständigkeit 

Erster Unterabschnitt: Örtliche Zuständigkeit 

Die Überschrift zum ersten Unterabschnitt muss heißen „Örtliche Zuständigkeit für Leistungen“.
§ 86 Örtliche Zuständigkeit für ambulante und teilstationäre Leistungen an Kinder, Jugendliche und ihre Eltern

Die Zuständigkeit für die Gewährung von ambulanten und teilstationären Leistungen nach dem jeweiligen Aufenthalt des Minderjährigen zu bestimmen, wird grundsätzlich begrüßt. 

Bei der Trennung der Zuständigkeit nach Hilfeformen wurde jedoch nicht berücksichtigt, dass erst im Rahmen der Hilfeplanung festgestellt wird, ob eine ambulante, teilstationäre oder stationäre Hilfe die geeignete Maßnahme ist. Um das Verwaltungsverfahren durchzuführen, sollte zuvor eindeutig geregelt sein, auf welcher gesetzlichen Grundlage die örtliche Zuständigkeit beruht. Da § 86 und § 86 a SGB VIII bei Feststellung der erstmaligen Zuständigkeit zu selben Ergebnis führen, besteht zu diesem Zeitpunkt keine Notwendigkeit der Differenzierung. Die Querverweise in § 86 Abs. 3 und 4 SGB VIII und die Auswahlmöglichkeiten in § 8a Abs. 5 und 87a Abs.1 SGB VIII sind irreführend und tragen nicht zur Vereinfachung bei. Für Mitwirkung im gerichtlichen Verfahren, das weder eine ambulante, teilstationäre noch vollstationäre Hilfe ist, wäre z.B. gem. § 87a Abs.1 SGB VIII sowohl die Zuständigkeitsnorm des § 86 SGB VIII als auch die des § 86a SGB VIII zu prüfen, obwohl beide zum gleichen Ergebnis führen. 

Abs. 2:

Abs. 2 in der vorliegenden Fassung ist diskussionswürdig. Durch die Rechtsprechung wurde der g.A. von Minderjährigen vielfach ausgelegt. Ausschlaggebend sind Kriterien wie Lebensmittelpunkt sowie der von den Berechtigten (i.d.R. Eltern) bestimmte Ort der Erziehung.  

Abs. 2 weicht von der inzwischen allgemein etablierten Definition des g.A. ab. Die Zuständigkeit soll auf das tatsächliche Zusammenleben des Kindes mit einem Elternteil abgestellt werden. Das Kriterium des überwiegenden Zusammenlebens ist dabei auslegungsbedürftig. Gemäß Gesetzesbegründung soll die Klärung allein anhand einer zeitlichen Abgrenzung zu erfolgen.

In der Praxis sind die Aussagen der Eltern oft widersprüchlich und geben daher Anlass zu Streitigkeiten zwischen den Jugendhilfeträgern.  

Selbst wenn eindeutige Angaben vorliegen, kann die Abgrenzung nach zeitlicher Abfolge die Zusammenarbeit mit dem betreuenden Elternteil in der Praxis erschweren.

Beispiel:

Ein Kleinkind wird von morgens 7.00 Uhr bis 18.00 Uhr von der Mutter versorgt und betreut. Von 18.00 Uhr bis 7.00 Uhr verbleibt das Kind beim Vater, die Wochenenden verbringt das Kind abwechselnd bei Vater und Mutter. Es soll eine ambulante Hilfe (Sozialpädagogische Familienhilfe) im Haushalt der Mutter durchgeführt werden.

Nach der zeitlichen Abgrenzung wäre der Vater der hauptbetreuende Elternteil. Somit müsste das Jugendamt aus dem Bereich des Vaters die Hilfe im Haushalt der Mutter gewähren und wäre für die Durchführung verantwortlich.

Zusätzlich erschwert würde die Hilfegewährung, wenn die Mutter noch weitere Kinder hätte,  für die das Jugendamt des Wohnortes der Mutter ebenfalls eine ambulante Hilfe gewährt. 

Eine Regelung, die sich ausschließlich nach der zeitlichen Abgrenzung bestimmt, ist daher nicht sachgerecht.   

In den Fällen des Abs.2 Satz 2 gibt es keine Lösung, wenn kein Elternteil Kindergeld bezieht. Diese Möglichkeit ist nur im Rahmen des § 86 a Abs. 5 Satz 2 für die in § 86 a Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 2 genannten Fälle geregelt. 

Aus den vorgenannten Gründen ist zu überlegen, ob für die Beurteilung der Zuständigkeit der g.A. des Minderjährigen im Sinne von Abs. 1 ausreichend ist, so dass auf Abs. 2 verzichtet werden kann. Sinnvoll wäre allenfalls zusätzlich eine Regelung zum g.A. eines Kindes, das unmittelbar nach der Geburt im Krankenhaus im Rahmen der Jugendhilfe unterbracht wird, ohne dass es zuvor mit den Eltern oder einem Elternteil zusammengelebt hat.

Abs. 3: 

Es bedarf der Ergänzung, ab welchem Zeitpunkt die 6 Monatsfrist zur berechnen ist.

Es wird folgende Textfassung vorgeschlagen: „...vor weniger als sechs Monaten nach Antragstellung“

Außerdem gibt es Fallgestaltungen, bei denen eine Zuständigkeit anhand der vorgeschlagenen Regelung nicht zu bestimmen ist.

Beispiel: 

16-Jährige Treberin hat den g.A. bei den Eltern aufgegeben. Sie begründet keinen neuen g. A., Kontakte zum Jugendamt bestehen nicht. 2 Monate später verunglücken die Eltern tödlich. 1 Monat später beantragt der Vormund eine Hilfe zur Erziehung. Bei dieser Fallgestaltung ist die Feststellung des zuständigen Trägers problematisch. Auf den tatsächlichen Aufenthalt kann nicht abgestellt werden, da § 86 a Abs. 3 Satz 2 (neu) nicht gilt, wenn der Minderjährige seinen g.A. Bein den Eltern/Elternteil vor weniger als 6 Monaten aufgegeben hat. Auf den g.A. der Eltern kann nicht abgestellt werden, da diese verstorben sind, § 86 a Abs. 4 (neu) ist ebenfalls nicht einschlägig, da es keinen bisher zuständigen Jugendhilfeträger gibt. 

Da der Verweis auf § 86a  irreführend ist, sollte eine eigenständige Regelung im § 86 Abs. 3 aufgenommen werden.

§ 86a Örtliche Zuständigkeit für vollstationäre Leistungen an Kinder, Jugendliche und ihre Eltern

Abs. 1 Satz 1:

Gemäß Satz 1 bestimmt sich die Zuständigkeit für stationäre Hilfen nach dem jeweiligen gemeinsamen g.A. von 3 Personen (Minderjährige, Mutter und Vater). 

Bei vollstationären Hilfen leben Minderjährige nicht mehr mit ihren Eltern zusammen und haben dann nach der Definition des § 86 Abs. 2 keinen gemeinsamen g.A. mit den Eltern. Nach dem Gesetzeswortlaut würde die Zuständigkeit im Falle eines Umzuges der Eltern nicht mit den Eltern wandern, da kein gemeinsamer g.A. mit dem Minderjährigen mehr besteht. Abs. 1 wäre nicht mehr anwendbar. Eine andere Zuständigkeitsnorm gibt es für diese Fallgestaltung nicht. Dagegen würde beim Umzug nur eines Elternteils die Zuständigkeit gemäß Abs. 2 wandern. 

Es wird vorgeschlagen Abs. 1 wie folgt zu ändern: 

„Für vollstationäre Leistungen nach diesem Buch ist der örtliche Träger zuständig, in dessen Bereich die Eltern ihren gemeinsamen g. A. haben, wenn das Kind oder der Jugendliche bei Beantragung der vollstationären Leistung seinen g. A. in ihrem Haushalt hatte.“

Abs. 1 Satz 2:

Bei Umzug eines Elternteiles an den Elternteil anzuknüpfen, der in der Vergangenheit das Kindergeld bezogen hat, ist nicht sachgerecht. Die Probleme, die sich mit dieser Zuständigkeitszuordnung in der Praxis ergeben, lassen sich am besten anhand folgender Fallgestaltung verdeutlichen: 

Beispiel: 

Eine Familie mit drei gemeinsamen Kindern lebt in Köln. Der Vater bezieht das Kindergeld. Es wird Jugendhilfe gewährt und zwar für die beiden jüngeren Kinder in ambulanter Form (Sozialpädagogische Familienhilfe) und den Ältesten in Form der Heimerziehung in einer Kölner Einrichtung. Der Vater verlässt die Familie und hält sich mit wechselnden Aufenthalten in Hamburg und Umgebung auf. In Folge wird die Ehe geschieden. Die Mutter erhält das alleinige Sorgerecht. Das älteste Kind soll in den Haushalt der Mutter reintegriert werden und nach der Entlassung aus der Einrichtung zunächst wie seine Geschwister ambulante Hilfe erhalten.

Es würden sich nach der Neufassung folgende Zuständigkeiten ergeben:

Bei Hilfebeginn wäre die Stadt Köln für alle Kinder zuständig und zwar gemäß § 86 Abs. 1 SGB VIII für die Gewährung der ambulanten Hilfe und gemäß § 86 a SGB VIII für die stationäre Hilfe. Nach der Trennung der Eltern bleibt das Jugendamt Köln für die ambulante Hilfe gemäß § 86 Abs. 1 weiter zuständig. Für die stationäre Maßnahme wechselt die Zuständigkeit gemäß § 86 a Abs. 1 Satz 2 SGB VIII mit dem jeweiligen Aufenthalt des Vater nach Hamburg und umliegende Jugendämter. Diese müssten den jeweiligen Aufenthalt des Vaters ermitteln und wäre gem. § 86 c verpflichtet, Übergabegespräche zu führen und die sorgeberechtigten Mutter und des Kindes aus Köln an der Übergabe zu beteiligen. Für den Zeitraum zwischen Umzug des Vaters bis zur Fallabgabe wären Kostenerstattungsansprüche gem. § 89 c zu realisieren. Da die Zuständigkeit für die ambulante Maßnahme gemäß § 86 Abs.4 nach der Entlassung des Kindes aus der Einrichtung bestehen bleibt, ist das für den Wohnort des Vaters zuständige Jugendamt auch für die im Haushalt des Mutter in Köln durchzuführend ambulante Maßnahme verantwortlich. 

Die beabsichtige Regelung widerspricht dem Ziel der Neuregelung durch weniger Zuständigkeitswechsel Kontinuität in der Hilfegewährung zu erreichen. Dagegen führt die derzeitige Regelung nicht zu einem Zuständigkeitswechsel, solange die Eltern nach der Trennung das gemeinsame Sorgerecht hatte. Bei einem allein Sorgeberechtigten ist dieser Elternteil allein für die Bestimmung der Zuständigkeit maßgeblich. Die Anknüpfung an den sorgeberechtigten Elternteil ist gegenüber der beabsichtigten Neuregelung von Vorteil. Sie verspricht  eine höhere Kontinuität. Der sorgeberechtigte Elternteil ist entweder selbst anspruchsberechtigt oder der gesetzliche Vertreter des Anspruchsberechtigten. Es ist daher in jeden Fall erforderlich, auch die Frage der Sorgeberechtigung zu klären, unabhängig davon wie die Zuständigkeit zukünftig geregelt wird. Die Nähe zum sorgeberechtigten Elternteil erleichtert die Durchführung der Hilfeplanung gemäß § 36 SGB VIII. Außerdem ist der Sorgeberechtigte bei Fallabgabe angemessen zu beteiligen. Die Anbindung an den Kindergeldbezug führt dagegen zu Zufallsergebnissen, da die Eltern, wenn sie mit dem Minderjährigen zusammenleben, den Kindergeldbezug frei wählen können Die Bestimmung des Elternteils, der das Kindergeld bezieht, erfolgt aus anderen u.a. finanziellen Erwägungen und ist unabhängig von der Nähe zum Kind.  

Entscheidendes Kriterium zur Feststellung der örtlichen Zuständigkeit nach § 86a Abs. 1 bis 5 soll der Zeitpunkt des Bekanntwerdens des Hilfebedarfs sein. Diese Formulierung ist problematisch. 

Wurde der Hilfebedarf bekannt, wenn Nachbarn eine Gefahrensituation mitteilen? Nach allgemeiner Rechtsauffassung ergibt sich der konkrete Hilfebedarf erst im Laufe der Hilfeplanung. Laut Begründung ist der Zeitpunkt des Bekanntwerdens des konkreten Hilfebedarfs im Hilfeplan festzuhalten. Bei dieser Anknüpfung ist nicht geklärt, welcher Träger bis zur Feststellung des konkreten Bedarfs tätig sein muss. Wer leitet das Hilfeplanverfahren ein? 

Da die Gewährung von Jugendhilfeleistungen antragsabhängig ist, wird vorgeschlagen, auf den Zeitpunkt des Antragseinganges abzustellen. Mit diesem Zeitpunkt  ist das Jugendamt verpflichtet in die Prüfung einzusteigen. Dieser Zeitpunkt ist eindeutiger festzulegen.  

§ 86b Örtliche Zuständigkeit für Leistungen an junge Volljährige und für Leistungen in gemeinsamen Wohnformen für Mütter/Väter und Kinder

Wie bereits zu § 86 a Abs. 1- 5 erläutert, sollte statt auf das Bekanntwerden des Hilfebedarfs die Zuständigkeitsbestimmung einheitlich auf den Zeitpunkt der Antragstellung abgestellt werden. Die Formulierung in § 86b sollte der Formulierung zu § 86a entsprechen. 

§ 86c Fortdauernde Leistungsverpflichtung und Fallübergabe bei Zuständigkeitswechsel

Die Fallübergabe bei Zuständigkeitswechseln gehört zum Alltag des ASD, oft auch durch persönliche Übergebegespräche, so dass hier wenig Regelungsbedarf besteht. Dass zuerst („unverzüglich“) die Datenübermittlung ohne Beteiligung der Sorgeberechtigten erfolgt und dann das Gespräch mit den Beteiligten, ist datenschutzrechtlich und im Hinblick auf eine vertrauensvolle Zusammenarbeit kritisch zu bewerten. 

Für Leistungen an junge Volljährige an Leistungsberechtigte nach § 19 bleibt die einmal nach § 86 b (neu) begründete Zuständigkeit bestehen. Da kein Zuständigkeitswechsel stattfinden kann, entfällt die Übergabe statt, an denen junge Volljährige und Leistungsberechtigte nach § 19 zu beteiligen wären. Der Personenkreis der jungen Volljährigen und der Leistungsberechtigten nach § 19 muss daher gestrichen werden.

§ 86d Verpflichtung zum vorläufigen Tätigwerden

Die Verpflichtung zum vorläufigen Tätigwerden stellt auf den Zeitpunkt ab, zu dem der Bedarf erstmalig an einen örtlichen Träger herangetragen wird.  Auch diese Bestimmung bedarf der Konkretisierung. Reicht die Information eines Dritten über einen etwa bestehenden jugendhilferechtlichen Bedarf oder entsteht der Bedarf erstmalig mit der Antragstellung durch den hierzu Anspruchsberechtigten. Auch in diesem Falle wäre die Antragstellung das eindeutigere Kriterium. 

Streitigkeiten zwischen den Jugendhilfeträger erfolgen des Öfteren zu der Frage der Einheitlichkeit der Hilfe, insbesondere bei Wechsel der Hilfearten und Ausgestaltungsformen. Bei den Streitigkeiten über den Beginn der Leistung geht § 86 c SGB VIII in der derzeitigen Fassung ins Leere. Die Neufassung löst dieses Problem nicht, da nach wie vor nicht eindeutig ist, auf welche Hilfe sich der erstmalige Bedarf bezieht. 

§ 86e Übergangsvorschrift

Eine Übergangsvorschrift für Kinder in Pflegefamilien wird begrüßt. Nicht ersichtlich ist, weshalb es keine Übergangsregelung für andere Unterbringungsformen gibt. Es müssen alle Zuständigkeiten neu geprüft werden. Dabei kann insbesondere die Anknüpfung an den Kindergeldbezug zu einem Zuständigkeitswechsel führen, der dann nach den Vorgaben des § 86 c SGB VIII (neu) zu erfolgen hat. Um die Kontinuität der Hilfe zu gewährleisten und eine übermäßige Arbeitsbelastung der örtlichen Träger zu verhindert, sollte eine Übergangsvorschrift geschaffen werden mit der Maßgabe, dass für einen begrenzten Zeitraum die bisherige Zuständigkeit bis zum Aufenthaltswechsel der Eltern oder des Minderjährigen bestehen bleibt. 

§ 87a Örtliche Zuständigkeit für die Mitwirkung in gerichtlichen Verfahren

Der Verweis auf die Zuständigkeitsregelungen der §§ 86 und 86 a SGB ist irreführend (siehe Ausführungen zu §§ 86 und 86 a). 

Der Zeitpunkt, in dem die Mitwirkung erforderlich wird, ist nicht eindeutig geregelt.  Aufgrund der unterschiedlichen Beurteilungsmöglichkeiten sind Streitigkeiten zwischen den örtlichen Jugendhilfeträgern nicht zu vermeiden. 

Die Zuständigkeit für die Mitwirkung im familiengerichtlichen Verfahren wird im Entwurf  analog der Zuständigkeit für die Leistungsgewährung abgeändert. Gerade in diesen Konstellationen streiten die Eltern häufig darum, bei wem das Kind überwiegend lebt (z. T. mit unterschiedlichen Wahrnehmungen/Angaben), so dass wenig Sinn macht, die Zuständigkeit daran festzumachen. Es dürfte für das Gericht (das das zuständige Jugendamt herausfinden und benachrichtigen muss) und das Jugendamt die Zuständigkeitsprüfung deutlich erschweren, während das Sorgerecht dem Gericht bekannt ist. Gleiches gilt auch für die Konstellation, dass das Kind bei beiden Elternteilen gleichermaßen lebt und der Kindergeldbezug ausschlaggebend ist. Hier müssten erst das Gericht und ggf. danach noch das Jugendamt nachforschen, welcher Elternteil kindergeldberechtigt ist. 

§ 87c  Örtliche Zuständigkeit für die bestellte Vormundschaft und Pflegschaft

Abs. 2:

Die Formulierung geht ins Leere. Bisher war der Entlassungsantrag grundsätzlich bei einem Wechsel des g.A. des Mündels vorgeschrieben, ohne beachtet zu werden. 

Auch die Leitlinien zum Entlassungsantrag nach § 87 c Abs. 3 SGB VIII alt der Landesjugendämter in NRW haben nur unwesentlich zu einer Beachtung der Verpflichtung beitragen können.

Die jetzt vorgesehene Formulierung wird dazu führen, dass Anträge nur unter Sparzwängen gestellt werden. Ansonsten werden sich die Amtsvormünder als Bezugsperson ansehen und das Wohl des Mündels bei einem Vormundwechsel gefährdet sehen.

Um auch das Familiengericht wirklich bei einem Aufenthaltswechsel einzubeziehen, sollte die Formulierung lauten:

„stellt das Jugendamt beim Familiengericht einen Antrag auf Entlassung, der eine Prüfung der Auswirkungen eines Wechsels der Vormundschaft auf das Wohl des Mündels enthalten muss.“

Abs. 3: 

Dementsprechend müsste Abs. 3 wie folgt formuliert werden:

„Das Familiengericht entscheidet über den Antrag unter Berücksichtigung des Kindeswohls nach §§…..“

Nur so ist sichergestellt, dass Entlassungsanträge wirklich gestellt werden.

Im Hinblick auf die Erlaubniserteilung und damit verbundene Kontrolle der Vereinsvormundschaften erscheint eine Erweiterung des Absatzes 2 dahingehend sinnvoll, dass die Sätze 1 und 2 auch für die Vereinsvormundschaft im Auftrag des Jugendamtes gelten.

Derzeit besteht eine Regelungslücke in BGB und SGB VIII dahingehend, dass ein Vereinsvormund die Vormundschaft vertraglich für das Jugendamt führt, das Kind den g.A. wechselt und der Verein die Vormundschaft nicht abgeben will. Die Überschrift suggeriert die Einbeziehung der Vereinsvormundschaft, denn sie ist auch eine bestellte Vormundschaft.

§ 87f  Örtliche Zuständigkeit für Erlaubnis-, Melde- und Anzeigepflichten und Untersagung

Abs. 3:

Analog zu den Ausführungen bei § 43a müsste es hier lauten: „der Durchführende“ seinen….

§ 88 Örtliche Zuständigkeit bei Aufenthalt im Ausland 

Abs. 1:

Die Ergänzung in § 88 Abs. 1 SGB VIII wird begrüßt, da in der Vergangenheit Jugendämter immer wieder die Auffassung vertreten haben, dass der überörtliche Träger zuständig ist, sobald sich Vater, Mutter oder Kinder im Ausland aufhalten.  

Die neuen gesetzlichen Regelungen des § 88 SGB VIII tragen in Abs. 1 zur Klarstellung bei, dass die Landesjugendämter nur subsidiär für Einzelfälle zuständig sind, wenn also nach den Zuständigkeitsregelungen des SGB VIII keine örtliche Zuständigkeit eines deutschen Jugendamtes bestimmt werden kann. 

Abs. 3:

Die Ergänzung /Neuregelung in Abs. 3 wird als sehr problematisch angesehen, da die Träger der öffentlichen Jugendhilfe (die örtlichen und überörtlichen Träger) gleichrangig nebeneinander stehen. Die Landesjugendämter sind keine den örtlichen Jugendämtern übergeordneten Behörden mit Weisungsrecht. Die Landesjugendämter unterstützen die örtlichen Jugendämter in ihrer Arbeit durch Beratung, Entwicklung von Empfehlungen, Fortbildung, Förderung u.a. –s. § 85 Abs. 2 SGB VIII. 

Diese Regelung führt zu einer großen Verunsicherung sowohl der überörtlichen Träger als auch der örtliche Träger und durchbricht das System der Zuständigkeitsregelungen des SGB VIII. 

Nach welchen Kriterien soll die Zuständigkeit des dt. Jugendamtes bestimmt werden, wenn die Durchführung der Hilfe zur Erziehung in Deutschland erfolgen oder fortgesetzt werden soll?

Bisher wurde eine Hilfe für Deutsche im Ausland in Deutschland durchgeführt, weil das Kind die Sprache des Aufenthaltslandes nicht beherrschte und das Aufenthaltsland seine Jugendhilfemaßnahmen nicht im Ausland durchführt oder das Aufenthaltsland die erforderliche Hilfe nicht anbot. In den vorliegenden bzw. abgeschlossenen Einzelfällen hatte das Kind/d. Jugendliche keine enge persönliche Bindung zu dem Jugendamt des Durchführungsortes, wie es in der Begründung für die Bestimmung des örtlichen Trägers vorgeschlagen wird. Auch das in der Begründung genannte zweite Kriterium für die Auswahl des örtlichen Trägers (nach der Belastung der einzelnen kommunalen Gebietskörperschaften) ist absolut nicht praktikabel, da das Landesjugendamt die Belastung (Welche Belastung: finanzielle oder Arbeitsumfang?) der örtlichen Jugendämter nicht prüfen kann. 

Das Jugendamt des Ortes der Einrichtung oder der Familie, in der die Jugendhilfemaßnahme durchgeführt wird, ist bezüglich der Zuständigkeitsbestimmung geschützt, es müsste in diesen Fällen ein Kostenerstattungsverfahren mit dem überörtlichen Träger einleiten.

Sollten die Eltern oder das Kind/d. Jugendliche unabhängig von der Durchführung der Maßnahme in Deutschland einen gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland begründen, findet auch bereits bei der heutigen Gesetzeslage eine neue Prüfung der örtlichen Zuständigkeit statt.

Die Neureglung in Abs. 3 wird zu vermehrten Auseinandersetzungen zwischen Landesjugendamt und örtlichen Jugendämtern führen, da hier unklare Verfahrens- und Zuständigkeitsvorschriften eingeführt werden. Die Notwendigkeit für eine Neuregelung kann auch aus der Begründung des Referentenentwurfes nicht entnommen werden. 

§ 89c Kostenerstattung bei Leistungen oder vorläufigen Maßnahmen nach der Einreise

Als Folge des Wegfalls der Sonderzuständigkeit für Asylbegehrende (§ 86 Abs. 7 alt) ist die Kostenerstattung aufgrund der Zuweisungsentscheidung entfallen. Es wird ausschließlich auf die Zuständigkeit aufgrund eines tatsächlichen Aufenthaltes abgestellt. Für die Gewährung einer Leistung im Anschluss an eine Inobhutnahme ist die Zuständigkeit neu zu bestimmen. Es ist durchaus möglich, dass die Minderjährigen zwischenzeitlich einen gewöhnlichen Aufenthalt begründet haben, auf dem dann die Zuständigkeit für die Leistungsgewährung beruht. Um weiterhin die Kostenerstattung für die unbegleitet eingereisten Minderjährige   zu ermöglichen, sollte § 89 c (neu ) zu Punkt 2 wie folgt ergänzt werden: „sich die örtliche Zuständigkeit nach dem tatsächlichen Aufenthalt dieser Person bei der erstmaligen Gewährung einer Jugendhilfmaßnahme richtet“.  

§ 89d Schutz der Einrichtungsorte

Abs. 2:

Laut Begründung ist der Kostenerstattungsanpruch zu teilen, wenn zwei erstattungspflichtige örtliche Jugendhilfeträger vorhanden sind. Dies erfordert über die analoge Anwendung der §§ 426 BGB eine hälftige Inanspruchnahme beider Jugendhilfeträger bzw. eine gesamtschuldnerische Inanspruchnahme. Die Teilung der Erstattungspflicht ist dem Erstattungsrecht des SGB VIII bisher fremd und müsste daher im Gesetz ausdrücklich angeordnet werden. Laut der Rechtsprechung des OVG Rheinland-Pfalz ist in diesen Fällen der überörtliche Träger zur Kostenerstattung verpflichtet. Für die wenigen von der Problematik betroffenen Einzelfällen, sollte aus Verwaltungsvereinfachungsgründen ein Kostenerstattungsanspruch gegen den überörtlichen Träger gesetzlich verankert werden. 

Zu §§ 86e, 89g und 89h

Mit den §§ 86e und 89g wurden zwei Übergangsvorschriften in die Neuregelung der Vorschriften über die örtliche Zuständigkeit und Kostenerstattung eingefügt, durch die abweichende Regelungen getroffen werden. Die derzeitige Formulierung dieser beiden Vorschriften hat zur Folge, dass über viele Jahre altes und neues Recht nebeneinander anzuwenden sind, da die Erstattungspflicht des zuvor (nach bisherigem Recht) zuständigen Trägers die weitere Anwendung des alten Rechts erfordert. Das sollte unbedingt vermieden werden.

Die Übergangsvorschriften müssen so formuliert werden, dass die Kosten auch in den Fällen, in denen die Übergangsregelung des § 86e greift, gem. § 89g  von dem Träger zu erstatten sind, der ohne Anwendung des § 86e ab Inkrafttreten der neuen Vorschriften nach § 86a Abs. 1 bis 5 zuständig geworden wäre und damit die Kosten zu tragen hätte

Die derzeitige Formulierung des § 89h liest sich so, als ob es um die bis zum Inkrafttreten des neuen Rechts entstandenen Kosten ginge.

§ 89g Übergangsvorschrift für die Kostenerstattung bei Leistungen an den Ort der Pflegeperson
Die Absätze 2 bis 4 sind identisch mit § 89a Abs. 1 bis 3 der derzeitigen Fassung des SGB VIII. Nach der derzeitigen Formulierung des § 89g Abs. 2 Satz 1 im Referentenentwurf  sind die aufgrund einer Zuständigkeit nach § 86e aufgewendeten Kosten von dem Träger zu erstatten, der zuvor zuständig war. Würde diese Formulierung Gesetz, wären über Jahre altes und neues Recht nebeneinander anzuwenden. Damit nicht der Träger, der vor der Zuständigkeit nach § 86 Abs. 6 zuständig war, die Kosten zu erstatten hat, sondern der Jugendhilfeträger, der ohne Anwendung der Übergangsvorschriften ab Inkrafttreten der neuen Regelungen zuständig wäre, letztendlich die Kosten trägt, muss § 89g Abs. 2 Satz 1 wie folgt formuliert werden:

„Kosten, die ein örtlicher Träger aufgrund einer Zuständigkeit nach § 86e aufgewendet hat, sind von dem örtlichen Träger zu erstatten, der ohne Anwendung des § 86e ab 1.1.2013 (oder Datum des tatsächlichen Inkrafttretens) nach § 86a Abs. 1 bis 5 örtlich zuständig geworden wäre."

Folgt man dieser Auffassung, muss § 89e Abs. 4 wie folgt lauten:

"Ändert sich während der Gewährung der Leistung nach Absatz 2 der für die örtliche Zuständigkeit nach § 86a Absatz 1 bis 5 maßgebliche gewöhnliche Aufenthalt, so wird der örtliche Träger kostenerstattungspflichtig, der ohne Anwendung des § 86e zuständig geworden wäre."

§ 89h Übergangsvorschrift für die Kostenerstattung bei Gewährung von Jugendhilfe nach der Einreise
Mit dieser Übergangsvorschrift soll erreicht werden, dass in den Fällen, in denen ein Träger bis zum Inkrafttreten des neuen Rechts aufgrund einer Leistung innerhalb eines Monats nach der Einreise Kostenerstattungsansprüche gem. § 89d hat, diese Ansprüche auch nach der Gesetzesänderung fortbestehen.

Die derzeitige Formulierung des Abs. 1 lässt das nicht unbedingt erkennen. Nimmt man den Text wörtlich, gelten die Abs. 2 bis 5 nur für die bis zum Inkrafttreten des neuen Rechts zu erstattenden Kosten. 

Abs. 1 könnte wie folgt formuliert werden:

"Für Fälle, in denen ein örtlicher Träger bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes aufgrund einer Leistung oder vorläufigen Maßnahme nach der Einreise einen Kostenerstattungsanspruch gem. § 89d a.F. hat, gilt die folgende Übergangsvorschrift"

Bei der Absatznummerierung wurden 2 Absätze als Nr. 4 bezeichnet, so dass aus dem 2. Abs. 4 Absatz 5 und aus dem Absatz 5 nun Absatz 6 werden muss.

Absatz 6  müsste lauten:

"Kostenerstattungsansprüche nach den Absätzen 2 bis 4 gehen Ansprüchen nach den §§ 89 bis 89b und § 89d vor."

Die Vorrangstellung der Ansprüche nach der Übergangsvorschrift kann ab Inkrafttreten des neuen Rechts nur noch gegenüber den neuen Vorschriften Anwendung finden.

Zusammenfassende Bewertung  der geplanten Neufassung der Bestimmungen über die örtliche Zuständigkeit und Kostenerstattung
Bei den Bestimmungen über die örtliche Zuständigkeit und Kostenerstattung sind noch erhebliche Nachbesserungen erforderlich. Vor diesem Hintergrund ist zu überlegen, ob die Ziele der Vereinfachung und Kontinuität nicht besser im bisherigen System zu verwirklichen sind. Hierfür spricht, dass inzwischen viele Streitpunkte höchstrichterliche entschieden sind. Es ist davon auszugehen, dass durch die beabsichtige Gesetzesänderung weitere Streitigkeiten entstehen, die der gerichtlichen Klärung bedürfen.   

Auch trägt die vorgesehene Umstrukturierung nicht wesentlich zu einer Vereinfachung bei. Die Neubestimmung der Zuständigkeit führt zunächst eine erhöhte Arbeitsbelastung der örtlichen Träger. Darüber hinaus bewirkt die Neufassung Zuständigkeitswechsel, die eigentlich aus Gründen der Kontinuität der Hilfe vermieden werden sollten. 

§ 103 Übermittlung

Die Ergänzung des § 103 SGB VIII schafft eindeutige Klarheit über die Verwendbarkeit des Daten der gesetzlichen Statistik für örtliche und überörtliche Berichtswesen der Jugendhilfe. Das ist sehr zu begrüßen und wird z.B. den HzE-Bericht für Nordrhein-Westfalen wieder deutlich aussagekräftiger für die Jugendhilfeplanung machen.

Art. 3 
Änderung anderer Gesetze

§ 20a SGB IX Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung

Für die Arbeit der Jugendämter bedeutet diese Vorgabe, dass sich der Kreis der Institutionen ausweitet, mit denen Vereinbarungen geschlossen und diese durch die Jugendämter entsprechend umgesetzt werden müssen. Auch der Abschluss von Vereinbarungen der anderen Reha-Träger (Krankenkassen, Bundesagentur für Arbeit, Träger der gesetzlichen Unfallversicherung und Rentenversicherung, örtliche und überörtliche Sozialhilfeträger) mit Einrichtungen/Diensten, die Leistungen zur Teilhabe für Kinder mit seelischer Behinderung erbringen, wird sich auswirken und besondere Abstimmungsprozesse erfordern, da es unter den Reha-Trägern häufig zu Auseinandersetzungen über Zuständigkeiten kommt. Da diese Reha-Träger die Kinder/Jugendlichen zum Teil gar nicht persönlich kennen, ist davon auszugehen, dass diese keine eigene Einschätzung treffen (können), sondern eingehende Meldungen von Diensten direkt (sicherheitshalber) an das Jugendamt weiterleiten. Neben der bereits bestehenden Ausfallbürgschaft im Leistungsbereich würde noch eine Letztzuständigkeit entstehen, die die bereits bestehende Tendenz verstärken könnte, dass das Jugendamt voreilig „Fälle“ erhält, für die andere zuständig sind. 

Weitere Anmerkungen: 
Kinderschutzfachkraft:

Gemäß § 8a Absatz 4 Nr. 3 SGB VIII soll die „über eine näher zu bestimmende Qualifikation im Bereich des Kinderschutzes“ verfügende Kinderschutzfachkraft beratend bei der Risikoabschätzung durch die Träger von Diensten und Einrichtungen hinzugezogen werden. § 8b weitet diesen Beratungsanspruch auf außerhalb der Jugendhilfe tätige Berufsgruppen aus. 

Unklar ist und bleibt jedoch, was bzw. wer eine Kinderschutzfachkraft ist. Den Begründungen ist zu entnehmen, dass der vorherige Begriff „insoweit erfahrende Fachkraft“ durch Kinderschutzfachkraft ersetzt wird, weil letzterer in der Praxis verwendet wird. Dieser Begriff bezieht sich auf Fortbildungsangebote verschiedener Institute in Form von Zertifikatskursen, die meist sechs Seminartage beinhalten und sich an Fachkräfte aus unterschiedlichen Arbeitsfeldern (Kitas, OGS, Hilfen zur Erziehung, ASD etc.) richten. In den  „Überlegungen zur Ausgestaltung der Rolle der Kinderschutzfachkraft“ von ISA, DSKB Landesverband NRW, Bildungsakademie BiS (die die Zertifikatskurse anbieten) wird folgende Qualifikation empfohlen:

· Pädagogische Grundqualifikation nach § 72 SGB VIII

· Dreijährige Berufserfahrung und Erfahrung in der Fallarbeit im Kinderschutz

· Zertifikatskurs Kinderschutzfachkraft

Hier wäre es dringend notwendig, die Qualifikation sowie die Aufgaben und das Verhältnis zu den ASD-Fachkräften zu klären. Auf Seite 51 der Begründung ist unter Punkt 3 zudem aufgeführt, dass eine Qualifizierung für die Fachkräfte in den ASDs erforderlich ist, insbesondere im Hinblick auf junge unerfahrene Fachkräfte. Es stellt sich die Frage, ob die ASD-Fachkräfte per se Kinderschutzfachkräfte sind oder alle eine Zusatzqualifikation oder nur die unerfahrenen Fachkräfte eine solche benötigen. Hier besteht die Gefahr, den ASD in Mitarbeiter erster (Kinderschutzfachkräfte) und zweiter Klasse (keine Kinderschutzfachkräfte) zu spalten und zudem unterschiedlich einzugruppieren (S 11/S 14).

Auswirkungen auf die Arbeit des Jugendamtes:
Zusammengefasst wäre es für die Arbeit der Jugendämter wünschenswert, wenn sich die Änderungen auf ein notwendiges Minimum beschränken und nicht die komplette Zuständigkeit reformiert, neue Hilfeformen (vorläufige HzE) und detaillierte Vorgaben zur Vorgehensweise geschaffen werden. 

Dies auf dem Hintergrund, dass in den letzten Jahren diverse Gesetzesänderungen erfolgten, insbesondere durch das KICK und das FamFG.  Diese haben einen enormen Fortbildungs- und Abstimmungsbedarf nach sich gezogen und deren Umsetzung ist noch nicht abgeschlossen – bei gleichzeitig steigenden Fallzahlen. Der damit verbundene Arbeitsaufwand dürfte im Alltag kaum noch zu bewältigen sein oder zu einer notdürftigen Umsetzung führen. 

Finanzielle Auswirkungen für die Kommunen:

Der Referentenentwurf beziffert die mit dem Bundeskinderschutzgesetz einhergehenden Kosten auf 120 Mio. €. 
Diese Summe beruht auf einer groben Schätzung, die keinerlei Zuverlässigkeit aufweist. 
Durch den Gesetzesentwurf werden dauerhafte Kosten durch Ausweitung bestehender Maßnahmen und Programme und die Implementierung neuer Inhalte geschaffen, die die Kommunen neu belasten werden. Unter Berücksichtigung des Konnexitätsprinzips ist das abzulehnen.

